
6 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

4. 11. 1975 

Regierungsvorlage 

über 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 

die Erweiterung der Exekution zur 
Sicherstellung 

Der Na'tionalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896,_ 
RGBl. Nr. 79, zuletzt geändert durch das Bun-­
desg-esetz BGBL Nr. 193/1967, wird wie folgt 
geändert: 

Nach dem § 371 a wi1'1d folgende Bestimmung 
eingefügt: 

,,§ 372. (1) Zur Sicherung noch nicht fälliger 
Unterhalts ansprüche und noch nicht fälliger Geld­
renten wegen Tötung, Verletzung des Körpers 

oder der Gesundheit kann, soweit § 6 Abs. 3 
Lohnpfändungsgesetz nicht anzuwenden ist, zu­
gleich mit der Exekutlion zur Hereinbringung fäl­
liger Beträge Exekution zur Sicherung der inner­
halb eines Jahres fällig werdenden Beträge be­
gehrt werden. 

(2) Die Exekution zur Sicherung nach Abs. 1 
kann nicht auf Grund eines ExekU'tionstitel'S im 
Sinn des § 10 a Abs. 1 geführt werden." 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1976 
in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz betraut. 

Erläuterungen 

1. Der Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Gewährung von Vorschüssen auf den Unterhalt 
von Kindern (Unterhaltsvorschußgesetz) schlägt 
einen in der österreichischen Rechtsordnung neu­
artigen -Weg -der Sicherung des Unterhalts min­
derjähriger Kinder vor. Besteht für den Unter­
haltsanspruch eines minderjährigen Kindes ein 
Ex-ekutionstitel, erfüllt der Unterhaltsschuldner 
aber seine Pflicht nicht oder nicht im vollen Um­
fang und gelingt es auch nicht, den Unterhalts­
anspruch mit den Mitteln gerichtlHcher Zwangs­
vollstreckung durchzusetzen, so soll der Staat ein­
springen und dem unterhaltsberechtigten Kind 
auf ,die ihm zustehenden Unterhaltsbeiträge Vor­
schüsse gewähren. Kraft eines gesetzlich angeord-

- neten Forderungsübergangs soll der Unterhalts­
anspruch des Kindes nach Maßgabe der gewähr­
ten Vorschüsse auf den Bund übergehen, der die 
Unterhaltsbeiträge vom' Unterhaltsschuldner 
hereinzubrjngen hat .. 

2. Dieses gesetzgeberische Vorhaben erfor,dert 
auch eine Änderung der Exekutionsordnung, 

weil eine allgemeine Voraussetzung für die Ge­
währung der Unterhaltsvorschüsse die fruchtlose 
Exekution zur Hereinbringung der ~aufenden 
Unterhaltsbeiträge gegen den Unterhaltsschuld­
ner sein muß. Um diese Bestimmung anwendbar 
zu machen, muß in dieser Beziehung auf be­
stimmte Exekutionsführungen abgestellt werden. 
Soweit der Schuldner Arbeitseinkommen hat, ist 
die erfolglose Exekutionsführung auf das Ar­
beitseinkommen nach § 6 Abs. 3 Lohnpfändungs­
gesetz vorausgesetzt. 1St ein solches nicht greif­
bar, hat er aber andere verwertbare Gegenstände, 
so bieDet sich an, für diesen Fall dje Vorausset­
zung der fruch1Jlosen Exekution zur Sicherstel­
lung zu fordern. Dafür fehlt aber eine in diesem 
Zusammenhang anwendbare Bestimmung in der 
geltenden Fassung der Exekutionsordnung. 

3. Der durch den § 13 Abs. 3 Lohnpfändungs­
verordnung 1940, deutsches RGBl. I S. 1451, 
aufgehobene § 372 EO hat die Exekution zur 
Sicherstellung der in -einem Jahr fäUig werdenden 
Unterha~tsbeiträge gestattet, wenn zur Herein-
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bringung fällig,er Unterhaltsbeiträge schon einmal 
Exekution geführt wer,den mußte. An Stelle die­
ser Bestimmung ist der § 6 Abs. 3 Lohnpfän­
dungsgesetz geIJreten. Nach dieser Bestimmung 
besteht zwar die Möglichkeit, Exekution, und 
zwar Exekution zur Hereinbringung, weg,en 
künftig fällig werdender Unterhaltsbeiträge zu 
führen, doch setzt sie vor,aus, daß der Verpflich­
tete ein Arbeitseinkommen im Sinn des Lohn­
pfändungsgesetzes hat. Ist das nicht der Fall, han­
delt es sich also beispielsweise um einen selb­
ständig Erwerbstätigen, so muß für jeden fälligen 
Unterhaltsbeitrag, der nicht gezahlt wird, neu 
Exekution geführt werden. Der im Art. I vorge­
schlagene § 372 EO schließt diese Lücke, indem 
er im Abs. 1 - nach dem Vorbild der seinerzeit 
aufgehobenen Bestimmung - die Möglichkeit er­
öffnet, praktisch auf das gesamte Vermögen des 
Verpflichteten (vgl. § 374 Abs. 1 EO) sicher­
stellungsweise zu greifen. Es kinn demnach gegen 
diejenigen UnterhaltsschuLdner wirksam vorge­
gangen werden, 'die zwar kein Arbeitseinkommen 
im Sinn des Lohnpfändungsgesetzes, aber sonstige 
Exekutionsobjekte haben, die die Umerhaltsfor­
derung für einige Zeit decken. Der Anwendungs­
bereich soll aber im Gegensatz zu der bis 1940 
geltenden Fassung des § 372 Abs. 1 EO nach dem 

Vorbild des § 6 Abs .. 3 Lohnpfändungsgesetz 
auf die Sicherung der Ansprüche auf Unterhalt 
und Ider im § 6 Abs. 3 genannten Renten be­
schränkt werden, weil nur diese Ansprüche eine 
bevorzugte Behandlung verdienen. 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zur frü­
heren Fassung dieser Bestimmung besteht darin, 
daß - wie bei der Exekution nach § 6 Abs. 3 
Lohnpfändungsgesetz - nicht schon einmal 
Exekution zur Hereinbringung bereits fälliger 
Unterhaltsbeitdvge geführt worden sein muß, 
sondern die Exekution zur Sicherung zugleich 
mit der Exekution zur Hereinbringung fälLiger 
Beiträge beantr:agt werden kann. Schließlich darf 
sich der betr,eibende Gläubiger, dem allgemeinen 
exekutionsrechtlichen Grundsatz zielgerichteter 
Verfahrensökonomie entsprechend, nur so weit 
der Exekution zur Sicherung bedienen, als er 
nicht Exekution zur Hereinbringung nach. § 6 
Abs. 3 Lohnpfändungsgesetz führen kann. 

Der Abs. 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
sich aus einem sogenannten Bruchteilstitel die 
Höhe der zu sichernden, künftig fällig werden­
den, Unterh~ltsbeiträge nicht im voraus errech­
nen läßt. 

Der Art. II regelt das Inkrafttreten und die 
Vollziehung des vorgeschlagenen Bundesgesetzes. 
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